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Analysen und Berichte Gesundheitspolitik

Thomas Neusius

Steuerzuschuss für die Pfl egeversicherung
Zum Nebeneinander von sozialer und privater Pfl egeversicherung

Die Pfl egeversicherung steht unter fi nanziellem Druck: In den vergangenen Jahren wurden 
die Leistungen durch mehrere Reformen erheblich ausgeweitet. Die Leistungsausweitung 
zeigte sowohl bei der sozialen als auch bei der privaten Pfl egeversicherung Folgen. Bei 
der sozialen Pfl egeversicherung war die Finanzierung teilweise unzureichend, und der 
demografi sche Wandel erzeugt wegen des Umlageverfahrens spürbaren Druck. Die private 
Pfl egeversicherung musste bereits erhebliche Prämienanpassungen durchführen, die durch 
das niedrige Zinsniveau verstärkt wurden. Um die Beitragsbelastung der Angestellten zu 
begrenzen, die überwiegend in der sozialen Pfl egeversicherung abgesichert sind, sollen 
zukünftig Steuermittel an die soziale Pfl egeversicherung fl ießen. Dies wirft eine Reihe von 
Fragen zur Rechtfertigung dieses Transfers und seiner Wirkung auf das Nebeneinander von 
sozialer und privater Pfl egeversicherung auf.
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Die Pfl egeversicherung ist seit einigen Jahren zu einem 
zentralen Thema der Gesundheitspolitik geworden. Nach 
ihrer Einführung 1995 war das Thema Pfl ege längere Zeit 
kaum im Fokus der politischen Gestaltung. Zwar wurde 
der Versuch unternommen, eine staatlich geförderte Zu-
satzversicherung zu etablieren. Aber erst mit den Pfl ege-
stärkungsgesetzen kam es zu einer grundlegenden Re-
form des bestehenden Systems durch das dritte Kabinett 
unter Kanzlerin Merkel. Nachdem die Pfl ege 2017 zum 
überraschenden Wahlkampfthema geworden war, wid-
meten sich in der abgelaufenen Legislaturperiode gleich 
mehrere Reformgesetze einer Weiterentwicklung. Dabei 
standen meist die Ausweitung der Leistungen und die hö-
here Entlohnung der Pfl egekräfte im Zentrum. Betrugen 
die Ausgaben der Pfl egeversicherung (soziale und private 
Pfl egeversicherung zusammen) 2016 noch 29,3 Mrd. Euro, 
so stiegen sie bis 2020 auf 47,3 Mrd. Euro. Der Anstieg von 

61,3 % ging mit einem Anstieg der Zahl der Leistung Be-
ziehenden von 55,7 % im selben Zeitraum einher.

Die Zahl der Leistung Beziehenden hat sich von 2016 
bis 2020 insbesondere in der sozialen Pfl egeversiche-
rung (SPV) stark erhöht: um 57,6 %. Die Leistungsaus-
gaben stiegen parallel um 61,2 %. Während die SPV mit 
73,5 Mio. Versicherten (Stand 31.12.2020) etwa 88,9 % 
der Bevölkerung umfasst, sind es in der privaten Pfl e-
geversicherung (PPV) 9,22 Mio. Versicherte (Stand 
31.12.2019). Die kleinere PPV hatte zwischen 2016 und 
2020 nur einen Anstieg der Zahl der Leistung Beziehen-
den von 33,6 % zu verzeichnen. Jedoch stiegen die Leis-
tungsausgaben in diesem Zeitraum mit 64,6 % noch stär-
ker als in der SPV (BMG, 2021e und 2017; Verband der 
Privaten Krankenversicherung, 2020; Verband der Priva-
ten Krankenversicherung, 2021).

Die Finanzierung dieser Mehrleistungen war in der SPV 
nicht immer ausreichend (Schwinger, Rothgang und Kal-
witzki, 2018). Im Ergebnis wurde der Beitragssatz der SPV 
von 2,35 % (2016) bis auf 3,05 % (2021) angehoben. Der 
Zuschlag für Kinderlose wird zum 1.1.2022 zudem von 
0,25 % auf 0,35 % erhöht werden. Die andauernde demo-
grafi sche Alterung – die relative Zunahme der Bevölkerung 
im pfl egeanfälligen Alter – führt zu steigenden Ausgaben.

Allerdings setzte sich die Gesetzgebung das Ziel, die 
Summe der Sozialabgaben bei 40,0 % zu belassen (soge-
nannte Sozialgarantie), weswegen für weitere Anhebun-
gen der Beiträge kein Raum besteht. In der Folge werden 

Prof. Dr. Thomas Neusius (Aktuar DAV) ist 
Professor an der Wiesbaden Business School.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
895

Analysen und Berichte Gesundheitspolitik

Abbildung 1
Zuschuss zur gesetzlichen Krankenversicherung aus 
Bundesmitteln gemäß § 221 Abs. 1 SGB V

Quellen: BMG (2021c und 2021b).

die Finanzierungslücken in den Sozialversicherungen nun 
durch erhöhte Steuerzuschüsse ausgeglichen. Für die 
Pfl egeversicherung ist dies ein besonderer Einschnitt, da 
sie bislang ausschließlich auf Basis der Beiträge der Mit-
glieder fi nanziert wurde.

Versicherungsfremde Leistungen der GKV

In der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ist ein 
Zuschuss aus Steuermitteln seit 2004 etabliert (vgl. Ab-
bildung 1). Das Sozialgesetzbuch bezeichnet diesen 
Betrag als pauschale Abgeltung der versicherungsfrem-
den Leistungen (§ 221 Abs. 1 SGB V). Damit sind solche 
Leistungen der Krankenkassen gemeint, die in die Ver-
antwortung der Allgemeinheit fallen und deswegen aus 
Steuermitteln zu bestreiten sind. Die Bezeichnung als 
„pauschale Abgeltung“ deutet bereits darauf hin, dass 
die Gesetzgebung nicht beabsichtigt, die Leistungen 
im Einzelnen zu erfassen und gemäß des tatsächlichen 
Aufwands auszufi nanzieren. Tatsächlich war auch der 
Zuschuss in seinem Verlauf starken Schwankungen un-
terworfen. Dies deutet darauf hin, dass er weniger einer 
systematischen Deckung tatsächlicher Belastungen der 
Solidargemeinschaft der GKV dient als einer Steuerung 
der Höhe eventueller Zusatzbeiträge, wie Studien von Al-
brecht und Ochmann (2021, 12), von Albrecht et al. (2013, 
71) und auch der Bundesrechnungshof (2021, 21 f.) fest-
stellten. Für den coronabedingten „ergänzenden Bun-
deszuschuss“ wurde die Stabilisierung des Zusatzbei-
trags auch explizit als Begründung genannt (Deutscher 
Bundestag, 2020, 3).

Es ist in der Wissenschaft umstritten, welche Leistun-
gen der GKV im Einzelnen als versicherungsfremd an-
zusehen sind. Deswegen gibt es auch unterschiedliche 
Abschätzungen zur Frage, ob die pauschale Abgeltung 
ausreichend ist oder die GKV-Mitglieder durch ihre Bei-
träge wesentliche Leistungen erbringen, die eigentlich 
von den Steuerpfl ichtigen zu tragen wären (SVR Wirt-
schaft, 2005; Fichte, 2011; Greß, Haun und Jacobs, 
2020; Wissenschaftliche Dienste, 2016; Höpfner et al., 
2020; Albrecht und Ochmann, 2021). Im Zusammen-
hang mit den kurzfristig während der Corona-Pande-
mie stark aufgestockten Zuschüssen aus Steuern für 
Ausgaben der GKV hat der Bundesrechnungshof eine 
Festlegung der versicherungsfremden Leistungen der 
GKV durch die Gesetzgebung angemahnt (Bundesrech-
nungshof, 2021).

Pandemiebedingte Belastung der 
Pfl egeversicherung

Die Pfl egeversicherung war bisher von Steuerzuschüssen 
ausgenommen. Damit fi nanzierte sich die SPV bislang 

ausschließlich über die Beiträge der Mitglieder. Im Kon-
text der Corona-Pandemie wurden jedoch verschiedene 
Sondermaßnahmen beschlossen, zu deren Finanzierung 
die SPV 2020 erstmalig einen Zuschuss von 1,8 Mrd. 
Euro erhielt. Für 2021 wurde bereits eine Deckelung der 
pandemiebedingten Belastungen für die SPV gesetzlich 
verankert – die Steuerpfl ichtigen sollen dann auch hier 
einspringen (§ 153 SGB XI). Die Alternative, den Mehrbe-
trag über eine Anhebung des SPV-Beitragssatzes zu fi -
nanzieren, wäre nicht mit der Sozialgarantie vereinbar. Die 
private Pfl egeversicherung wurde jedoch nicht von den 
coronabedingten Sonderlasten befreit.

In den Jahren 2020/2021 stehen in der PPV Mehrkosten 
von 530 Mio. Euro einer Einsparung von 50 Mio. Euro 
gegenüber. Der Saldo von 480 Mio. wird über einen be-
fristeten Corona-Zuschlag 2022 auf die privat Pfl egever-
sicherten umgelegt (PKV-Verband, 2021). Die gesetzliche 
Grundlage wurde durch § 110a eigens in das elfte Sozial-
gesetzbuch eingefügt. Der Zuschlag wird monatlich 7,30 
Euro für Beihilfeberechtigte und 3,40 Euro für alle ande-
ren Privatversicherten betragen – jeweils in Abhängigkeit 
der Leistung Beziehenden in den beiden Gruppen. Neben 
diesem fi nanziellen Beitrag fi nanzieren die Privatversi-
cherten auch über die Steuer die Begrenzung des SPV-
Beitragssatzes mit.

Versicherungsfremde Leistungen in der SPV

Jenseits von Sondereffekten wie der Corona-Pandemie 
wurde von verantwortlicher Seite die Einschätzung ver-
treten, versicherungsfremde Leistungen seien in der SPV 
nicht in wesentlichem Umfang gegeben, weswegen eine 
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steuerliche Bezuschussung nicht angezeigt sei.1 Aller-
dings gab es aus Politik und Verbänden auch Forderun-
gen, einen Bundeszuschuss für die SPV einzuführen we-
gen der auch dort identifi zierten versicherungsfremden 
Leistungen. Im Fokus stehen hierbei zwei Leistungen der 
Pfl egeversicherung:

• Die soziale Absicherung von Personen, die nicht er-
werbsmäßig Angehörige pfl egen (§ 44 SGB XI). Für 
diesen Personenkreis werden Beiträge zur Renten-, 
Unfall- und Arbeitslosenversicherung von der Pfl ege-
versicherung der pfl egebedürftigen Person gezahlt.

• Das Pfl egeunterstützungsgeld wird gezahlt, wenn Per-
sonen wegen einer bis zu zehntägigen Unterbrechung 
ihrer Arbeitszeit aufgrund der Pfl ege von Angehörigen 
auf Lohn verzichten. Nach § 44a SGB XI wird in diesen 
Fällen das Pfl egeunterstützungsgeld als Lohnersatz-
leistung von der Pfl egeversicherung der pfl egebedürf-
tigen Person gezahlt.

Ausgehend von der Abgrenzung versicherungsfremder 
Leistungen in der Pfl egeversicherung stellt sich die Fra-
ge nach der Notwendigkeit eines Steuerzuschusses. So 
fordert die Bundestagsfraktion Die Grünen die Einführung 
eines steuerfi nanzierten Zuschusses zur SPV, der die 
Kosten für die soziale Absicherung von pfl egenden An-
gehörigen decken solle, die als versicherungsfremd ein-
zustufen seien (Deutscher Bundestag, 2019). Ähnliches 
beantragten die Bundesländer Hamburg, Berlin, Bremen 
und Schleswig-Holstein im Rahmen eines Reformvor-
schlags zur Pfl egeversicherung (Bundesrat, 2019). Auch 
der Spitzenverband der GKV sieht in den Leistungen der 
Pfl egeversicherung versicherungsfremde Aufgaben ab-
gedeckt. Neben der sozialen Absicherung der Pfl egeper-
sonen nennt er auch das Pfl egeunterstützungsgeld bei 
kurzzeitiger Arbeitsverhinderung der oder des Pfl egen-
den. Insgesamt beziffert der GKV-Spitzenverband 2018 
die versicherungsfremden Leistungen auf mindestens 
2,7 Mrd. Euro (GKV-Spitzenverband 2018).

Daneben könnte in Analogie zur GKV auch der Stand-
punkt vertreten werden, dass die gesamte beitragsfreie 
Mitversicherung von Ehepartnern und Kindern als versi-
cherungsfremd einzustufen sei. Diese Abgrenzung trifft – 
in Bezug auf die GKV – auch das Bundesgesundheitsmi-
nisterium (2021d) in seinem offi ziellen Webauftritt. Dies ist 
allerdings schon mit Blick auf die GKV nicht unumstritten 
(Fichte, 2011). Zudem ist zu berücksichtigen, dass es in 

1 So z. B. der Gesundheitsminister Jens Spahn in einem Interview: „Die 
Steuerzuschüsse fl ießen [in RV und KV] für versicherungsfremde 
Leistungen. Das Problem sehe ich in der Pfl egeversicherung in dem 
Maße nicht“ (Spahn, 2018).

der Pfl egeversicherung anders als in der GKV mit dem 
Zusatzbeitrag für Kinderlose bereits ein Element gibt, 
dass die vom Bundesverfassungsgericht angemahnte 
Ungleichbehandlung der Familien ausgleichen soll. Dane-
ben werden auch die genannten Leistungen der sozialen 
Absicherung der Pfl egenden und das Pfl egeunterstüt-
zungsgeld nicht durchgängig als versicherungsfremd be-
jaht (Greß, Haun und Jacobs, 2020, 244).

Nebeneinander von SPV und PPV

Auf den ersten Blick erscheint es naheliegend, dass po-
litische Forderungen nach steuerlichen Transfers auf die 
Sozialversicherung begrenzt bleiben. Im Falle der Kran-
kenversicherung kann als Argument angeführt werden, 
dass die GKV eine Reihe von sozialpolitischen Zielen er-
füllt, an denen die PKV nicht beteiligt ist. Allerdings kann 
diese Begründung nicht in gleichem Maße für die Pfl ege-
versicherung gelten.

Im Bereich privater Versicherungslösungen für Krankheit 
und Alter sind die Leistungen je nach Anbieter und Tarif un-
terschiedlich. Gewisse Mindestvorgaben für Krankenver-
sicherungen macht die Gesetzgebung im Versicherungs-
vertragsgesetz (§ 192 VVG). Die Finanzierung fußt gemäß 
aufsichts- und handelsrechtlichen Vorgaben auf dem An-
wartschaftsdeckungsverfahren. Eingriffe in diese typisch 
privatwirtschaftlichen Versicherungskonzepte sind nur 
sehr eingeschränkt vorgenommen worden, z. B. der Kon-
trahierungszwang mit Ausschluss von Risikozuschlägen 
für privat krankenversicherte Neugeborene oder im Be-
reich des Basis- und Standardtarifs, die jedoch nur einen 
sehr kleinen Anteil des Versichertenbestandes umfassen.

Im Bereich der Pfl egeversicherung hingegen hat die Ge-
setzgebung den privaten Anbietern weitreichende Vorga-
ben gemacht, die sämtliche Versicherte betreffen. Dies 
spiegelt sich in der äquivalenten Leistungsdefi nition von 
PPV und SPV. Damit ist im XI. Buch des Sozialgesetzbu-
ches auch für die PPV die Leistung verbindlich vorgegeben. 
Deswegen ist der Verweis auf versicherungsfremde Leis-
tungen auf der Ausgabenseite kein überzeugender Grund, 
die SPV durch die Steuerpfl ichtigen zu entlasten, der PPV 
entsprechende Unterstützung jedoch vorzuenthalten.

Während die SPV die Pfl egeleistungen im Umlagever-
fahren fi nanziert, wendet die PPV das für die private 
Versicherung übliche Anwartschaftsdeckungsverfahren 
an. In diesem Verfahren werden Wahrscheinlichkeiten 
ermittelt, die über die Häufi gkeit der Inanspruchnah-
me der gesetzlich vorgegebenen Leistungen Auskunft 
geben. Für jede versicherte Person werden die Erwar-
tungswerte der Leistungen unter Berücksichtigung der 
Lebenserwartung auf die Gegenwart abgezinst. Die 
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Prämienhöhe wird dann so bestimmt, dass der Barwert 
der Prämienzahlung dem Barwert der Pfl egeleistungen 
entspricht. Werden die Leistungen im SGB XI geändert, 
so muss die Berechnung des Leistungsbarwerts ange-
passt werden. Die Anbieter der PPV erhalten in diesen 
Fällen ein Sonderanpassungsrecht. Die Prämien der 
Versicherten steigen. Zudem können auch in der PPV, 
analog zur Privaten Krankenversicherung, die Prämien 
angepasst werden, wenn sich die Sterblichkeiten oder 
die Leistungen in größerem Maße von den bisherigen 
Annahmen unterscheiden. In diesem Rahmen kann 
auch der Rechnungszins aktualisiert werden. Die Ab-
senkung des Rechnungszinses hat den Anstieg der Prä-
mien in der PPV wesentlich mitverursacht. 

Beim Blick auf die versicherungsfremden Leistungen fällt 
auf, dass diese sich nicht zwischen der SPV und PPV un-
terscheiden: Beide Säulen der Pfl egeversicherung erbrin-
gen identische Leistungen. Auch die beitragsfreie Mitver-
sicherung von Kindern ist nicht auf die SPV beschränkt, 
sondern in der PPV gleichermaßen zu fi nden (§ 110 Abs. 
3 Nr. 6 SGB XI). Im gesetzlichen Versicherungssystem 
ist aufgrund der Umlagefi nanzierung die Ansicht vertre-
ten worden, diese Beitragsfreiheit von Kindern sei nicht 
versicherungsfremd (Fichte, 2011). In der PPV ist jedoch 
eindeutig, dass der Verzicht auf Prämien eine versiche-
rungsfremde Leistung ist, da die Kinder als zukünftige 
Beitragszahlende gerade nicht konstitutives Element der 
Finanzierungssystematik sind.

Eine weitere sozialpolitische Regelung, die der privatwirt-
schaftlichen Versicherung fremd ist, stellt die Kappung 
des zulässigen höchsten Beitrags der PPV dar (§ 110 Abs. 
3 Nr. 5 SGB XI). Diese sieht vor, dass die Prämie zur PPV 
nicht höher ausfallen darf, als der Maximalbeitrag zur SPV. 
Dieser höchstmögliche Beitrag ergibt sich aus der jeweils 
aktuellen Beitragsbemessungsgrenze multipliziert mit dem 
SPV-Beitragssatz. Im Jahr 2021 liegt der maximale SPV-
Beitrag bei 58.050 · 0,0305/12 = 147,54 Euro pro Monat.

Die im Anwartschaftsdeckungsverfahren bestimmten in-
dividuellen Prämien können allerdings durchaus höher als 
diese Kappungsgrenze liegen. Die PPV-Prämie wird dann 
auf die Grenze gesenkt. Aktuelle Zahlen der Begünstigten 
liegen nicht vor. Für 2008 lagen knapp 570.000 Personen 
über der Kappungsgrenze (Weber, 2010, Rz. 27). Der feh-
lende Betrag muss jedoch aus anderer Quelle fi nanziert 
werden. Dies erfolgt durch eine Umlage, die von allen 
PPV-Versicherten zu tragen ist, deren Prämie unterhalb 
der Kappungsgrenze liegt (Weber, 2010).

Deswegen wäre eine Erstattung versicherungsfremder 
Leistungen der SPV durch die Steuerzahlenden ebenso 
für die PPV vorzusehen (Fetzer und Hagist, 2021). Im ge-

nannten Antrag der Bundestagsfraktion Die Grünen wird 
dies jedoch abgelehnt. Zur Begründung verweist der An-
trag auf die günstigere Risikostruktur der PPV (Deutscher 
Bundestag, 2019). Es wurde jedoch schon nachgewie-
sen, dass die Risikostruktur in SPV und PPV einem zeit-
lichen Wandel unterliegt (Neusius, 2019 und 2021). Der 
stärkste Aspekt der unterschiedlichen Risikostruktur ist 
die Altersverteilung. Diese ist jedoch stets nur eine Mo-
mentaufnahme. Die aktuell günstigere Altersschichtung 
der PPV wird in etwa 15 Jahren zu einer erhöhten Zahl 
an Versicherten in besonders leistungsbelasteten Alters-
stufen führen, da die Kohorten der Babyboomer überpro-
portional in der PPV versichert sind (Neusius, 2021). Des-
wegen wäre ein nicht pauschaler, sondern an tatsächli-
chen Bedarfen orientierter Bundeszuschuss, wie ihn der 
Antrag der Grünen fordert, sachgerechter, da er an die 
Aufwendungen der versicherungsfremden Leistungen 
anknüpfte und beiden Säulen der Pfl egeversicherung 
zukommen müsste. Den Bundeszuschuss als Pauschale 
zugunsten der SPV auszugestalten, um weitere, sachlich 
anders gelagerte Verteilungsfragen zwischen SPV und 
PPV zu kompensieren, scheint hingegen wenig überzeu-
gend (Greß, Haun und Jacobs, 2020, 245).

Dauerhaft steigende Leistungen zu erwarten

Neben den akuten Maßnahmen im Kontext der Pande-
miebekämpfung haben jedoch die verschiedenen Refor-
men der letzten Jahre zu einer erheblichen Leistungsaus-
weitung der Pfl egeversicherung geführt. Zudem ist die 
verbindliche Tarifbindung politisch mit breiter Unterstüt-
zung beschlossen worden. Die demografi sche Entwick-
lung trägt überdies zu steigenden Ausgaben der SPV bei 
(Raffelhüschen et al., 2021). Die demografi sche Entwick-
lung in Form einer steigenden Lebenserwartung kann 
auch die PPV betreffen (Brouwers et al., 2018). Jedoch 
ist die SPV durch das Umlageverfahren vollständig der 
Verschiebung der Altersstruktur ausgesetzt, während das 
Anwartschaftsdeckungsverfahren zumindest einen Teil 
der später zu erwartenden Ausgaben vorfi nanziert.

Um einem Anstieg des Beitragssatzes zur SPV etwas ent-
gegenzusetzen, soll nun auch dauerhaft eine Bezuschus-
sung aus Steuermitteln erfolgen. Dies wird in pauschaler 
Form ohne Anknüpfung an einen konkreten Aufwand mit 
je 1 Mrd. Euro jährlich ab 2022 erfolgen (§ 61a SGB XI, 
BGBl. Jg. 2021 Teil I Nr. 44, 2782). Dies ist weniger, als 
in früheren Reformvarianten vorgesehen, als über 5 Mrd. 
Euro Bundeszuschuss im Gespräch waren (Bahnsen 
und Wild, 2021a, 5). Die Ausweitung der Pfl egeleistun-
gen der letzten Jahre ist damit nur unzureichend durch 
die geplanten Maßnahmen gegenfi nanziert (Rothgang et 
al., 2021, 26). Schon ohne die jüngst beschlossene Leis-
tungsausweitung rechnen verschiedene Simulationen mit 
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stark steigenden Beitragssätzen in der SPV, wenn bei 
gleichbleibenden Leistungen eine Finanzierung vollstän-
dig über den Beitrag erfolgen würde bzw. mit einem deut-
lich steigendem Steuerzuschuss zum Ausgleich des Bei-
tragssatzanstiegs (Breyer und Lorenz, 2020; Werding und 
Läpple, 2019; Arentz, 2019, 17 ff.). Unter Berücksichtigung 
der aktuellen Reformpläne verschärft sich diese Situation 
(Bahnsen und Wild, 2021a und 2021b).

Beitragskappung der PPV

Ein unbeabsichtigter Nebeneffekt der nun beginnenden 
steuerlichen Bezuschussung der SPV ist, dass neben der 
problematischen Ungleichbehandlung der PPV die Kopp-
lung der PPV an die Beitragshöhe der SPV, die durch die 
Beitragsbegrenzung der PPV eingerichtet wurde, tan-
giert wird. Schon ohne die steuerliche Bezuschussung 
der SPV führt eine Leistungsausweitung typischerweise 
dazu, dass der Anteil der privat Pfl egeversicherten, de-
ren Prämien von der Höchstgrenze gekappt werden, zu-
nimmt. Dies liegt an der unterschiedlichen Zeitstruktur 
der Finanzierung: Während bei der Finanzierung im Um-
lageverfahren die Mehrleistungen erst zum Zeitpunkt der 
Inanspruchnahme zu fi nanzieren sind, muss die Finanzie-
rung im Anwartschaftsdeckungsverfahren die späteren 
Leistungen bereits in einem höheren Barwert berücksich-
tigen und das Prämienniveau entsprechend festsetzen. 
Dieser Effekt ist umso stärker, je niedriger die Zinsen in 
der Barwertermittelung sind (Rechnungszins der PPV). Ei-
ne Änderung der Lebenserwartung oder der Wahrschein-
lichkeit einer Pfl egebedürftigkeit (Pfl egeprävalenz) würde 
einen Anpassungsbedarf bei den PPV-Prämien verur-
sachen. In den vergangenen Jahren haben zudem die 
verschiedenen Ausweitungen der Leistungen zu Anpas-
sungen der Prämienhöhe in der PPV geführt. Tendenziell 
müssen bei einer Ausweitung der Leistungen wegen der 
Anwartschaftsdeckung die Prämien der PPV relativ stär-
ker als der Beitragssatz der SPV steigen. Dadurch wird 
ein höherer Anteil von Versicherten eine Prämienhöhe 
oberhalb der Kappungsgrenze erreichen. Der Umlagebe-
darf steigt in der Folge.

In Abbildung 2 wird der Verlauf von Beiträgen und Leis-
tungsausgaben für SPV und PPV dargestellt. Es sind je-
weils Jahresbeträge pro Kopf angegeben. Für die PPV 
wird der durch die Beihilfe getragene Teil der Leistungen 
ergänzt und die Prämienhöhe so angepasst, als hätte 
keine Teilabsicherung durch die Beihilfe bestanden. Die 
durchschnittlichen Leistungen der PPV liegen derzeit 
deutlich unter denen der SPV. Dies beinhaltet wesentli-
che Einfl üsse des Alters- und Geschlechtermixes, es ist 
aber auch eine Selektionskomponente von Bedeutung 
(Neusius, 2021). Der Anstieg der Leistungsausgaben in 
beiden Teilen der Pfl egeversicherung ist vor allem durch 

die Leistungsausweitungen bedingt, die deutlich stärker 
als die demografi schen Effekte wirken. Die tatsächliche 
Entwicklung der PPV-Beiträge ist neben den genannten 
Zusammenhängen auch von weiteren Festlegungen der 
Rechnungsgrundlagen geprägt (z. B. Sicherheitszuschlä-
ge oder Extrapolation der Leistungen in hohen Alters-
stufen). So zeigt sich in Abbildung 2 von 2010 bis 2016 
kein klarer Trend der Prämienhöhe der PPV. Die ab 2015 
einsetzenden Ausgabensteigerungen in beiden Teilen der 
Pfl egeversicherung zogen bei der PPV jedoch erst verzö-
gert Prämienanpassungen nach sich.

Wird nun zusätzlich zur Ausweitung von Leistungen der 
Pfl egeversicherung der Beitragssatz der SPV durch steu-
erliche Zufl üsse in seinem Anstieg gebremst, so wird die 
Kappungsgrenze in der PPV niedriger gehalten, als sie bei 
einer vollständigen Finanzierung der SPV-Ausgaben aus 
den SPV-Beiträgen sein müsste. Dieser Prozess verläuft 
auf drei Ebenen:

1. Da die Kappungsgrenze weniger stark steigt, werden 
bei Anpassungen der PPV-Prämien (z. B. bei einer stei-
genden Lebenserwartung) mehr versicherte Personen 

Abbildung 2
Entwicklung von Beiträgen und Leistungsausgaben 
in SPV und PPV

Anmerkungen: Die Werte der PPV wurden unter Berücksichtigung der 
Beihilfe berechnet, d. h. Leistungen und Beiträge wurden so bestimmt, 
als hätten die Beihilfeberechtigten 100 % der Leistungen über die PPV 
decken müssen und dafür einen vollständigen Beitrag entrichtet. Es 
wurde vereinfachend angenommen, dass die tatsächlich versicherten 
Kopfschäden nur 35 % der vollen Leistungen umfassen. Diese Annahme 
entspricht einem mittleren Anteil der Beihilfe von 65 % an den Leistungs-
ausgaben der Beihilfeberechtigten. Da die Pfl egeleistungen fast aus-
schließlich im Pensionsalter anfallen, ist diese Annahme gerechtfertigt.

Quellen: eigene Berechnungen auf Basis der Daten vom BMG (2021a); 
Verband der Privaten Krankenversicherung (2021 und frühere Jahrgän-
ge); BaFin (2020 und frühere Jahrgänge). Für den PPV-Bestand 2020 wur-
den die Zahlen aus 2019 verwendet, da die BaFin-Wahrscheinlichkeitsta-
feln 2020 noch nicht erschienen sind.

Euro pro Kopf pro Jahr

0

200

500

600

700

20
20

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

100

400

300

Beitragsbemessungsgrenze SPV
Ausgaben SPV
Beitragsbemessungsgrenze PPV
Ausgaben PPV



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
899

Analysen und Berichte Gesundheitspolitik

in den Bereich der Kappung gelangen; spiegelbildlich 
wird die Zahl der zur Finanzierung vorhandenen versi-
cherten Personen kleiner.

2. Weil der Abstand zwischen Bedarfsprämien und Kap-
pungsgrenze steigt, muss insgesamt ein größerer Betrag 
aufgebracht werden, um die Kappung zu fi nanzieren.

3. Die zur Finanzierung herangezogenen versicherten 
Personen werden durch den Umlagebetrag näher an 
die Kappungsgrenze herangerückt.

Angesichts der womöglich stark steigenden Zuführungen 
an die SPV, z. B. im Rahmen einer Fortsetzung der „So-
zialgarantie 2021“, würden dann größere Teile der privat 
Pfl egeversicherten entweder direkt über die Kappungs-
grenze getrieben bzw. durch den steigenden Umlagebe-
darf an die Grenze angenähert. Die Umlage zur Finanzie-
rung der Prämienkappung könnte dann in Richtung eines 
indirekt erzwungenen Einheitsbeitrags in der PPV führen. 
Je nach Ausmaß der steuerlichen Bezuschussung der 
SPV – schon in einem ersten Schritt waren Zuführungen 
in der Größenordnung von 10 % der Gesamtausgaben 
der SPV erwogen worden (Rothgang, 2021, 23) – wäre 
es sogar denkbar, dass die Kappungsregelung der PPV 
nicht mehr aus den Prämien fi nanzierbar wäre.

Fazit

Aus grundsätzlichen Erwägungen ist eine Bezuschus-
sung der SPV aus dem Steueraufkommen ohne gleich-
zeitige Bezuschussung der PPV nur schwer begründbar. 
Die systematische Begründung durch versicherungs-
fremde Leistungen der Pfl egeversicherung ist umstrit-
ten und gegebenenfalls auch auf die PPV anzuwenden. 
Zudem bringt die Bezuschussung nur der SPV das auf-
einander bezogene Regelungssystem von SPV und PPV 
aus dem Gleichgewicht, da die Dämpfung des Beitrags-
satzanstiegs der SPV durch die Prämienkappung auf den 
Umfang der Umverteilung in der PPV ausstrahlt. Schließ-
lich überdeckt eine ad hoc vorgesehene Bezuschussung 
aus Steuermitteln kurzfristig die fi nanziellen Lücken, 
kann jedoch das aus Leistungsumfang und demografi -
scher Entwicklung folgende Finanzierungsproblem nicht 
nachhaltig eindämmen.
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